
Korrespondenzpflicht begründet 
Verbot direkter Kundenansprache
Maklern kann gegenüber Versicherern ein Unterlassungsanspruch zustehen

Jürgen Evers

Das Landgericht München1 hat entschie-
den, dass es einem korrespondenzpflich-

tigen Versicherer untersagt ist, seine Versi-
cherungsnehmer direkt zu kontaktieren. Im 
Streitfall hatte ein Makler einem Krankenver-
sicherer gerichtlich untersagen lassen, wäh-
rend der Durchführung eines Tarifwechsels 
maklerauftraggebende Versicherungsnehmer 
selbst oder durch Dritte wegen der Tarifum-
stellung zu kontaktieren. 

Maklern könne gegenüber Versicherern 
ein Unterlassungsanspruch zustehen. Der 
Anspruch untersage es Versicherern, Kun-
den direkt oder über Dritte zu kontaktieren, 
nachdem der Makler deren Vertretung ange-
zeigt sowie für diese Angebote angefordert 
und der Versicherer die Tätigkeit des Mak-
lers akzeptiert habe. Mit der Aufnahme der 
Vermittlertätigkeit des Maklers für den Ver-
sicherten entstehe zwischen Makler und Ver-
sicherer ein gesetzliches Schuldverhältnis, 
wenn der Versicherer die Tätigkeit des Mak-
lers akzeptiere. Teile der Versicherer in dem 
Kundenschreiben mit, dass er die von dem 
Makler angefragten Angebote an den Mak-
ler übersenden werde, so akzeptiere der Ver-
sicherer damit die Tätigkeit des Maklers für 
den Kunden. Aus der Billigung der Makler-
tätigkeit resultiere die Pflicht des Versiche-
rers, mit dem Makler wie mit dem ersten 
Vermittler einer Versicherung zusammen 
zu arbeiten, wenn nicht gewichtige Gründe 
in der Person des Maklers eine Zusammen-
arbeit unzumutbar machten.

Bevollmächtigung ist zu beachten
Die Pflicht zur Zusammenarbeit mit einem 
Makler, die auch die Korrespondenzpflicht 
umfasse, bestehe darin, die Bevollmächti-
gung des Maklers in allen bestehenden Ver-
sicherungsangelegenheiten zu beachten und 
Korrespondenz bezüglich bestehender Versi-
cherungsverträge nur mit diesem zu führen. 
Eine Korrespondenzpflicht eines Kranken-
versicherers bestehe auch, wenn sich der Mak-
ler mit einer eingeschränkten Vollmacht für 
einen Tarifwechsel nach § 204 VVG melde. 
Sinn und Zweck des Maklervertrages be-
stünden sodann darin, dass der Makler den 
gesamten mit der Tarifumstellung erforder-
lichen Schriftverkehr abwickle. Mit der Be-

auftragung des Maklers wolle der Kunde re-
gelmäßig die mit seinen Versicherungsange-
legenheiten zusammenhängenden Arbeiten 
delegieren und selbst nicht mehr damit be-
fasst werden. Diesen durch die Maklervoll-
macht dokumentierten Willen müsse der 
Versicherer im Rahmen bestehender Ver-
träge oder Vertragsverhandlungen beachten. 
Ein Makler könne die Tätigkeit einer Tarif-
umstellung nach § 204 VVG gegen Honorar 
vornehmen. Werde ein Anspruch nach § 204 
VVG durchgesetzt, komme ein veränderter 
Versicherungsvertrag zustande, der einem 
neuen gleichzusetzen sei.

Für die Frage, ob der Versicherer eine 
Maklervollmacht beachten müsse, sei es un-
erheblich, dass der Makler sich in der Voll-
macht lediglich als Versicherungsvermitt-
ler bezeichne. Aus der Verwendung dieses 
Oberbegriffs, der auch Makler umfasse, er-
gäbe sich keine Einschränkung der Korre-
spondenzpflicht. Der Verstoß des Maklers 
gegen § 11 Abs. 1 VersVermV mache die Be-
achtung der Korrespondenzpflicht auch nicht 
unzumutbar. Die Durchsetzung eines Tarif-
wechsels in der Krankenversicherung erfor-
dere keine Erlaubnis nach § 34 e GewO. Dies 
wäre nur dann der Fall, wenn der Makler 
ein erfolgsunabhängiges Honorar für eine 
Rechtsberatung verlange, nicht aber, wenn 
er nach Abschluss des neuen Tarifs gemäß 
§ 204 Abs. 1 VVG ein Honorar verlange. Die 
Beratung des Versicherten beim Tarifwech-
sel in der Krankenversicherung sei von der 
Erlaubnis nach § 34 d Abs. 1 GewO umfasst. 
Der Makler dürfe bestehende Versicherungen 
prüfen und inhaltliche Vergleiche anstellen. 
Aus § 34 d Abs. 1 Satz 4, 1. HS GewO ergebe 
sich nicht, dass diese Tätigkeit unzulässig 
sei. Die Beratung des Versicherungsnehmers 
bei der Vornahme eines Tarifwechsels in der 
Krankenversicherung stelle auch keine un-
erlaubte Rechtsberatung dar. Die Unterstüt-
zung bei der Durchsetzung des Anspruchs 
nach § 204 Abs. 1 VVG sei keine Rechtsbe-
ratung, sondern eine auf den Abschluss ei-
nes neuen Tarifes gerichtete Tätigkeit. Sie sei 
damit nach § 5 RDG erlaubt. Dies gelte unbe-
schadet des Umstandes, dass der Versicherer 
trotz Einschaltung des Maklers verpflichtet 
sei, den Kunden über den Tarifwechsel zu 

informieren. Dies entbinde ihn nicht, die 
Korrespondenzpflicht zu wahren. Im Übri-
gen sei dem Versicherer eine Prüfungsfrist 
einzuräumen. Deshalb entstehe die Korres-
pondenzpflicht nicht sofort mit Zugang der 
Maklervollmacht, sondern erst nachdem die 
Tätigkeit des Maklers akzeptiert worden sei. 

Keine Schadenersatzansprüche
Allerdings seien Schadenersatzansprüche 
des Maklers bei Verletzung der Korrespon-
denzpflicht ohne Hinzutreten besonderer 
Umstände zu verneinen. Der Makler sei ver-
pflichtet, Schreiben des Versicherers, die in-
haltlich an den Kunden gerichtet seien, auch 
an diesen weiterzuleiten. Allein durch einen 
Verstoß gegen die Korrespondenzpflicht sei 
ein Schaden des Maklers nicht denkbar. Un-
abhängig davon, ob der Versicherungsnehmer 
das Schreiben direkt vom Versicherer oder 
indirekt über seinen Makler erhalte, sei er 
in beiden Fällen flexibel, ob er den Ausfüh-
rungen des Versicherers zum Tarifwechsel 
näher trete oder weiterhin mit dem Makler 
zusammenarbeite. Letztlich bleibe der Ent-
scheidungskonflikt des Kunden gleich.

Die Erwägungen des Landgerichts zur 
Korrespondenzpflicht decken sich mit den 
vom Bundesgerichtshof entwickelten Grund-
sätzen.2 Soweit die Entscheidung darüber 
h inaus dem Versicherer die Aufnahme des 
direkten Kundenkontakts untersagt, be-
gründet sie einen Anspruch auf Kunden-
schutz. Dieser ist dem Maklerrecht fremd.3 
Zudem bleibt berücksichtigt, dass Makler 
und  Versicherer im Wettbewerb zueinan-
der stehen.
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